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§1 Währung 

Artikel 1 [Wechselkurs und Umtausch] 

(1) Ein (1) Euro (€) kann in zehn (10) Welz umgetauscht werden, somit ist der Wechselkurs 
1:10 

(2) Es kann nur bei der Zentralbank umgetauscht werden. Es ist kein Wechsel von Welz zu 
Euro möglich. 

Artikel 2 [Geld] 

(1) Das Aussehen der Geldscheine wurde durch die Projektleitung durch eine öffentliche 
Ausschreibung festgelegt und ist die einzig gültige Zahlungsmöglichkeit in der Stadt. 

(2) Das Fälschen von Geld (Welz), sowie der Versuch sind strafbar. 

(3) Das Bezahlen mit einer Fremdwährung und/oder der Versuch sind strafbar. 
(4) Das Annehmen einer Fremdwährung und der Versuch sind strafbar. 

 

§2 Zentralbank 

Artikel 1 [Funktionen der Zentralbank] 

(1) Die Zentralbank ist die einzige Bank des Staates. Privatpersonen können dort kein Geld 
anlegen. 

(2) Die Zentralbank hat durch ihre Betriebsleiter Zugriff auf die Schule als Stadt-
Sonderkonto. 

(3) Die Zentralbank kann in Kooperation mit Polizei in Verdachtsfällen gegen §1 Artikel 2 
(2) und (3) sowie §3 Artikel 2 (3) vorgehen. Die Vorgehensweise ist dabei den 
Betriebsleitern von Zentralbank oder Polizei überlassen. 

(4) Die Zentralbank ist für das Einziehen der Umsatzsteuer nach §3 Artikel 1 verantwortlich. 
(5) Die Zentralbank ist für die Regulierung der Wirtschaft zuständig. 

(6) Die Zentralbank fungiert gleichzeitig als Kartellamt. 

Artikel 2 [Bürgerkonto] 

 

(1) Alle Bürger:innen müssen ein Konto bei der Zentralbank führen. 

 
§3 Steuern 

Artikel 1 [Umsatzsteuer] 
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(1) Umsatzsteuer wird nur bei selbstständigen Betrieben erhoben. Die Umsatzsteuer 
beträgt 20 %. 

 
Artikel 2 [Lohnsteuer] 

(1) Bei jedem Lohn aus unselbstständiger Arbeit werden 30% Lohnsteuer abgezogen und 
von der Zentralbank auf das Konto der Stadt überwiesen. Die Auszahlung des 
Arbeitslohnes kann erst nach Abzug der Steuer erfolgen. 

Artikel 3 [Ausnahmeregelungen] 

(1) Selbstständige Betriebe, die ihren Gewinn nachweislich zu 100% an gemeinnützige 
Einrichtungen abführen, sind von jeglicher Steuer befreit. 

Artikel 4 [Finanzielle Transparenz] 

(1) Alle Betriebe müssen finanziell transparent sein, d.h. sie müssen sämtliche 
Einnahmen und Ausgaben in einer übersichtlichen Buchführung offenlegen und diese 
auf Antrag der Zentralbank oder der Polizei vollständig aushändigen. 

 
Artikel 5 [Einfuhrzoll] 

(1) Waren, die von Bürger:innen zum Zwecke der Nutzung in der Stadt, sei es privat oder 
betrieblich, müssen von der Bank genehmigt werden und entsprechend ihres Wertes 
versteuert werden. Die entsprechende Steuer wird vom Bürgerkonto abgezogen.  

(2) Vesper und Trinken in üblichen Mengen sind von dieser Regelung ausgenommen. 
(3) Der Einfuhrzoll wird entsprechend dem Warenwert berechnet und beträgt 30% des 

erwarteten Gewinns (Gewinn = geschätzter Umsatz – 20 % Umsatzsteuer).  
(4) Die Bestätigung des Zolls muss mitgeführt werden. Unverzollte außerstädtische 

Waren sind nicht erlaubt. 
 
§4 Kartellamt 

Artikel 1 [Leitung] 

(1) Die Leitung des Kartellamtes wird durch den Betriebsleiter oder durch einen 
Bevollmächtigten der Zentralbank übernommen. 

 
Artikel 2 [Kompetenzen] 

(1) Das Kartellamt darf Höchstpreise für Produkte und/oder Dienstleistungen vorgeben, 
um der Inflation vorzubeugen. 

(2) Das Kartellamt darf Zusammenschlüsse von Betrieben untersagen. 

(3) Das Kartellamt darf in innerbetriebliche Entscheidungsprozesse eingreifen, wenn die 
Auszahlung des Mindestlohns laut der Verfassung, §6 Artikel 2 Absatz (6) gefährdet ist. 

 
Artikel 3 [Pflichten] 

(1) Das Kartellamt muss bei Zusammenschlüssen und Neugründungen von Betrieben 
überprüfen, ob dadurch die Stabilität der Wirtschaft gefährdet ist. 
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(2) Das Kartellamt muss bei Zusammenschlüssen von Betrieben überprüfen, ob dadurch 
die Preisstabilität gefährdet ist. 

(3) Das Kartellamt muss gewährleisten, dass kein unlauterer Wettbewerb stattfindet. 
 


